
Auch diese Zustellung muß deshalb so früh wie möglich erfolgen; 
der in § 176 Abs. 2 StPO angegebene Zeitpunkt (Ladung zur Haupt
verhandlung) ist ebenfalls der späteste Termin.

C.
Schließlich muß das Gericht dafür sorgen, daß der Angeklagte vom 

Termin der Hauptverhandlung Kenntnis erhält. Das erfolgt durch Zu
stellung der Ladung (§§ 183, 32, Abs. 4 StPO, §§ 166 ff. ZPO). Befindet 
sich der Angeklagte nicht in Haft, so muß ihm in der Ladung angedroht 
werden, daß er im Falle seines unentschuldigten Ausbleibens vor
geführt oder verhaftet wird (§ 183 StPO), es sei denn, daß eine Ver
handlung in Abwesenheit des Angeklagten (§§ 195 ff. StPO) erwogen 
wird. In diesem Fall muß die Ladung den Hinweis enthalten, daß in 
Abwesenheit des Angeklagten verhandelt werden kann. Befindet sich 
der Angeklagte in Haft, ist für seine rechtzeitige Vorführung zu 
sorgen.

Zwischen der Zustellung der Ladung (§§ 170 ff. ZPO) und dem Tage 
der Hauptverhandlung muß eine Frist von mindestens fünf Tagen 
liegen (§ 184 Abs. 1 StPO). Hierbei wird der für den Beginn der Frist 
maßgebende Tag, also z. B. der Tag, an welchem dem Angeklagten die 
Ladung übergeben wird, nicht mitgerechnet (§ 35 StPO). Audi der Tag 
der Hauptverhandlung selbst zählt nicht mit. Das folgt unmittelbar 
aus der Formulierung des § 184 Abs. 1 StPO „zwischen“. Die strenge 
Einhaltung dieser Frist ist von großer Bedeutung für die Wahrung der 
gesetzlichen Rechte des Angeklagten.46

Die Abkürzung dieser Ladungsfrist bis auf 24 Stunden darf nur aus 
wichtigen Gründen und nur dann erfolgen, wenn die Erforschung der 
Wahrheit dadurch nicht gefährdet wird (§ 184 Abs. 2 StPO). Sie ist 
eine Ausnahme und an die gesetzliche Voraussetzung gebunden, daß 
wichtige Gründe dies erfordern und die Erforschung der Wahrheit 
dadurch nicht gefährdet wird. Wichtige Gründe im Sinne des Gesetzes 
müssen sich stets aus der Sache selbst ergeben. So wird eine Abkürzung 
der Ladungsfrist (bei gleichzeitigem Vorliegen der übrigen Voraus
setzungen) gerechtfertigt sein, wenn es sich um ein Delikt handelt, das 
in dem betreffenden Ort häufig begangen wird. Eine besonders schnelle 
Reaktion des Gerichts wird in solchen Fällen die erzieherische Funktion 
des Strafverfahrens erheblich verstärken und insbesondere das Ver-
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